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I. AUSGANGSLAGE/PROBLEMSTELLUNG 

 
1. Ausgangspunkt für diese Bachelorarbeit ist ein Verfahren des OLG Graz aus dem 

Jahre 2020, in dem ein minderjähriger Kläger, vertreten durch die Anwältin Dr. Karin 

Prutsch, Klage auf medizinische Behandlung gegen die steirische 

Landeskrankenanstaltengesellschaft erhob. Der 2005 geborene Kläger Georg P. leidet 

an der genetischen Erkrankung Spinale Muskelatrophie.1 

2. Die Spinale Muskelatrophie (SMA) ist eine neuromuskuläre Erkrankung, welche in 

drei Schweregraden eingeteilt wird. Das Fehlen des SMN-1-Gens führt zur Zerstörung 

von Nervenzellen im Rückenmark, wodurch die Muskulatur nicht mehr mit Impulsen 

versorgt werden kann. Daraus resultiert eine Atrophie, also Schwächung, besonders 

der rumpfnahen Arm- und Beinmuskulatur und folglich auch der Rumpfmuskulatur. Im 

weiteren Verlauf kommt es ohne medizinischer Behandlung zu einer massiven 

Betroffenheit der Atemmuskulatur sowie einer Störung der Sprache, des Sprechens und 

der Schluckfunktion.2 

3. Unbehandelt führt die SMA bei der schwersten Verlaufsform innerhalb von 24 Monaten 

zum Tod. Mittlerweile stehen für die Behandlung von SMA immer mehr Medikamente 

zur Verfügung, die den Verlauf der Erkrankung durch unterschiedliche 

Wirkmechanismen erheblich positiv beeinflussen können. Das erste, 2017 zugelassene 

Medikament namens Nusinersen (Spinraza®), wird intrathekal (mittels Lumbalpunktion 

in den Liquor (Rückenmarksflüssigkeit))3 verabreicht und führte dazu, dass 57% der 

Patient:innen eine Verbesserung in den motorischen Scores erreichen konnten. Im 

Vergleich dazu wurde in der unbehandelten Kontrollgruppe nur bei 26% der 

Patient:innen eine Verbesserung protokolliert. Erst 2020 wurden mit Risdiplam 

(Evrysdi®) und Onasemnogene abeparvovec– xioi (Zolgensma®) weitere Medikamente 

zur Behandlung von Patient:innen mit SMA zugelassen.4 

4. Der Kläger Georg P. begehrte von der zuständigen 

Landeskrankenanstaltengesellschaft die Behandlung mit Nusinersen (Spinraza®), dem 

damals einzig zur Verfügung stehenden und in Europa zugelassenen Medikament. Vom 

 
1 vgl Prutsch/Damitner, Teure Medikamente und Therapien für seltene schwerwiegende Erkrankungen (rare 

diseases). Recht auf Behandlung und Durchsetzung der Behandlung mit einstweiliger Verfügung (EV) 
und gerichtlichem Urteil/Stellung des Innovationsboards, RdM 2021/2, 2. 

2 vgl Walter/Thiele, Spinale Muskelatrophie (SMA), http://www.klinikum.uni-muenchen.de/Friedrich-Baur-
Institut/de/krankheitsbilder/spinale_muskelatrophien/index.html (Stand 02.04.2022). 

3 vgl Kerbl, Medizinische Innovation aus der Sicht des (Kinder- und Jugend-) Arztes, JMG 2019/2, 74. 

4 vgl Eisenkölbl, Neue Therapiemöglichkeiten der spinalen Muskelatrophie, 
https://link.springer.com/article/10.1007/s00608-021-00870-0 (Stand 02.04.2022). 
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Beklagten wurde die Behandlung mit Spinraza mit der Begründung abgelehnt, dass es 

in der Altersgruppe des Klägers keine evidenzbasierten Studien gäbe. Daraufhin wurde 

die Rechtssache beim LG für Zivilrechtssachen Graz anhängig. Aufgrund der stetigen 

Verschlechterung des Gesundheitszustandes des Klägers und der damit verbundenen 

Dringlichkeit einer Behandlung, wurde parallel zur Klage ein Antrag auf Einstweilige 

Verfügung gestellt. Diesem Antrag wurde in allen Instanzen Folge geleistet.5 

5. In einem nahezu identen und zeitgleichen Fall, leisteten weder der OGH, noch das OLG 

Graz dem außerordentlichen Revisionsrekurs der Landeskrankenanstalten-

gesellschaft Folge. Damit war bei den erlassenen Einstweiligen Verfügungen zur 

medizinischen Behandlung der Patient:innen zu verbleiben.6 

6. Auch das deutsche Landessozialgericht Nordrhein-Westfahlen hat in einem 

Beschwerdeverfahren festgestellt, dass die Gewährung eines einstweiligen 

Rechtsschutzes zur medizinischen Behandlung erforderlich sei.7 

7. Entscheidungen des EuGH und EGMR konnten im Zuge der Recherche für die 

vorliegende Arbeit mit Stand 10.05.2022 nicht gefunden werden.  

8. Mit dieser Bearbeitung soll ermittelt werden, unter welchen Vorrausetzungen 

medizinische Behandlungen mittels einstweilligen Verfügungen gerichtlich angeordnet 

werden können.  

  

 
5 vgl Prutsch/Damitner, RdM 2021/2, 2. 

6 vgl OGH 29.04.2021, 2 Ob 49/21a. 

7 vgl Redaktion beck-aktuell, Spinale Muskelathropie darf vorerst mit Zolgensma therapiert werden, 
https://beck-
online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Freddok%2Fbecklink%2F2018006.htm&pos=2&hlwords=o
n&lasthit=True (Stand 10.11.2020). 
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II. ABGRENZUNG  

 

9. Eine medizinische Behandlung setzt ein ärztliches Aufklärungsgespräch gemäß dem  

Ärztegesetz (ÄrzteG) voraus. Kommt es zu einer medizinischen Behandlung, ergeben 

sich im Hintergrund unterschiedliche Rechtslagen und Zuständigkeiten. Die Wichtigsten 

werden nachfolgend abgegrenzt und dargelegt. 

A. Krankenanstalt - Sozialversicherung 

10. Die Abgrenzung der Leistungsverpflichung zwischen der Krankenanstalt und der 

Sozialversicherung geht aus dem § 148 ASVG hervor.  

11. Gemäß § 22 Abs 2 KAKuG sind Krankenanstalten verpflichtet, unabweisbar Kranke in 

ihre Anstaltspflege zu nehmen. Als unabweisbar krank gelten Personen, deren geistiger 

oder körperlicher Zustand wegen Lebensgefahr oder wegen der Gefahr einer sonst 

nicht zu vermeidenden schweren Gesundheitsschädigung sofortige 

Anstaltsbehandlung erfordert (§ 22 Abs 4 KAKuG). 

12. Nach § 23 KAKuG darf eine unbedingt notwendige ärztliche Hilfe in einer öffentlichen 

Krankenanstalt niemandem verweigert werden. Im Gegensatz zu § 48 ÄrzteG, besteht 

diese Pflicht nicht erst bei Lebensgefahr, sondern bereits bei Vorliegen einer dringenden 

Behandlungsbedürftigkeit.8 

13. Die Aufnahme einer sozialversicherten Person, zwingt den Krankenanstaltenträger, 

Behandlungen über den zuständigen Landesgesundheitsfond abzurechnen.9  

14. Medikamente, welche im Rahmen eines stationären oder tagesklinischen Aufenthaltes 

verabreicht werden, müssen gemäß § 27 Abs 1 KAKuG vom Krankenanstaltenträger 

finanziert werden.  

15. Daraus folgt, dass Leistungen der jeweiligen Krankenanstalt mit dem 

Landesgesundheitsfond abgerechnet werden müssen und darüber hinaus keine 

Ansprüche des Krankenanstaltenträgers gegenüber der Sozialversicherungs-

gesellschaft geltend gemacht werden können.10 

 
8 vgl Stöger, § 23 KAKuG, in Neumayr/Resch/Wallner, Gmundner Kommentar zum Gesundheitsrecht (2016) 

Rz 1; 
 vgl. Prutsch, Die ärztliche Aufklärung 2.Auflage, 18. 

9 vgl Stöger, § 148 ASVG. Beziehungen zu den Krankenanstalten, die über Landesgesundheitsfonds 
finanziert werden, in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm 2021, Rz 10 (Stand 1.3.2021, rdb.at). 

10 vgl Prutsch/Damitner, RdM 2021/2, 2. 
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16. Daher sind Einstweilige Verfügungen, welche eine medizinische Behandlung im 

Krankenhaus-Kontext  begehren, zivilrechtlicher Natur und berühren nicht 

sozialversicherungsrechtliche Gegenbenheiten.  

17. Ist die Zuständigkeit geklärt, muss die/der Ärzt:in entscheiden, welche Therapie bzw. 

Behandlung für die/den Patient:in in Frage kommt  

 

B. Therapiefreiheit 

18. Das umgangssprachliche ‚Recht auf medizinische Behandlung‘ kann aus dem § 49 Abs 

1 ÄrzteG abgeleitet werden. Ärzt:innen in Österreich sind daher verpflichtet, ihren 

Patient:innen eine gewissenhafte Behandlung nach Maßgabe der Wissenschaft und 

Erfahrung, sowie unter Einhaltung der bestehenden Vorschriften zu ermöglichen. Wird 

diese Behandlung nicht aufgrund dieser Basis durchgeführt, so liegt in der Regel eine 

nicht lege artis Behandlung vor.11  

19. Zu verweisen ist hier auch auf das Gesundheitsqualitätsgesetz (GQG), welches 

festhält, dass das Wohl der Kranken und der Schutz der Gesunden zu wahren ist.  

20. Außerdem regelt die Patientencharter als Art. 15 B-VG Vereinbarung, die 

grundlegenden Patient:innenrechte in Österreich. Gemäß Art. 4 Patientencharter darf 

es im Gesundheitswesen zu keiner Diskriminierung aufgrund von Faktoren wie Alter, 

Geschlecht, Herkunft, Vermögen, Religion oder Art bzw. Ursache der Erkrankung 

kommen. Des Weiteren ist gemäß Art. 6 sicherzustellen, dass notärztliche Versorgung 

sowie die Versorgung mit Medikamenten und Medizinprodukten […] bereit steht. Daraus 

lässt sich auf österreichischer Ebene ebenfalls ein Recht auf medizinische Behandlung 

ableiten.12 

21. Der Kern der Leistungspflicht des Gesundheitswesen liegt in der gewissenhaften und 

sorgfältigen Patient:innenbetreuung. Dies führt dazu, dass Verträge über medizinische 

Leistungen normalerweise freie Dienstverträge sind. Der Werkvertrag ist 

 
11 vgl Gamsjäger/Wiesflecker, Mehr zum Medizinrecht, zur Arzthaftung bei Behandlungsfehlern, 

Aufklärungspflicht und zum Behandlungsvertrag, https://www.law-experts.at/medizinrecht-arzthaftung-
behandlungsfehler#verhältnis-arzt-und-patient-und-der-ärztliche-behandlungsvertrag (Stand 
09.05.2022). 

12 vgl Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, Patientencharta & 
Rechtsgrundlagen, 
https://www.gesundheit.gv.at/gesundheitsleistungen/patientenrechte/patientencharta (Stand 
09.05.2022). 
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auszuschließen, da bei den Behandlungsverträgen kein Erfolg, sondern lediglich das 

Bemühen geschuldet wird.13 

22. § 8 Abs 2 KAKuG normiert, dass die zwingende Behandlung von Patient:innen nach 

anerkannten Methoden der Wissenschaft zu erfolgen hat. Dies bedeutet eine 

Einschränkung auf schulmedizinisch anerkannten Methoden. Diese Einschränkung ist 

jedoch nicht absolut, da sowohl neue medizinische Methoden (§ 8c Abs 3) als auch 

angewandte medizinische Forschungsmethoden (§ 8c Abs 1 Z 2) zulässig sind. 

Konventionelle Behandlungsmethoden haben grundsätzlich Vorrang.14 

23. Schulmedizin impliziert jene Medizin, welche regelmäßig an Universitäten gelehrt und 

von führenden Vertreter:innen der medizinischen Wissenschaft in Fachzeitschriften und 

Kongressen befürwortet wird. Zusätzlich müssen die Untersuchungs- und 

Behandlungsmethoden hinsichtlich ihrer Qualität und Wirksamkeit allgemein in der 

Wissenschaft anerkannt sein.15  

24. Prinzipiell herrscht in Österreich Therapiefreiheit. Das heißt, die/der Ärzt:in kann im 

Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, welche Maßnahmen den 

größtmöglichen Nutzen für die/den Patient:in bringen werden.16  

25. Die/der behandelnde Ärzt:in muss zur Ermittlung des Stands der Wissenschaft 

verschiedene Quellen und Beweismittel zur Entscheidungsfindung heranziehen. Das 

Ergebnis von in den Krankenanstalten eingerichteten Beurteilungsgremien (Boards) 

kommt lediglich der Charakter einer rechtlich unverbindlichen Empfehlung zu. 

Bedeutung bekommen sie nur, wenn sie ausschließlich von medizin- und 

pharmaziewissenschaftlichen Erwägungen getragen werden. Ökonomische 

Gesichtspunkte dürfen für die Ermittlung des rechtlich gebotenen Behandlungsniveaus 

nicht einfließen. Außerdem muss die Zusammensetzung des Boards fachlich in der 

Lage sein, das infrage stehende Krankheitsbild beurteilen zu können. Entspricht die 

Empfehlung des Boards nicht den rechtlichen und wissenschaftlichen Vorgaben, so 

kann die/der Ärzt:in die Empfehlung zu einer medizinischen Behandlung ignorieren. 

Weiters ist sie/er sogar rechtlich verpflichtet, die Grundlagen der Entscheidung unter 

diesen Gesichtspunkten zu überprüfen.17 

 
13 vgl Wallner, Medizinrecht (2019), 188 ff. 

14 vgl Stöger, § 8 KAKuG, in Neumayr/Resch/Wallner, Gmundner Kommentar zum Gesundheitsrecht (2016), 
Rz 2. 

15 vgl Wallner, § 49 ÄrzteG, in Neumayer/Resch/Wallner, Gmundner Kommentar zum Gesundheitsrecht 
(2016), Rz 5 ff. 

16 vgl OGH 29.04.2021, 2 Ob 49/21a. 

17 vgl Lienbacher/ Lukan, Die Feststellung des rechtlich gebotenen Behandlungsniveaus in Krankenanstalten 
und die Rolle von "Boards", RdM-ÖG 2022/2, 13 . 
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26. Jedoch hat die/der Patient:in aus dem Behandlungsvertrag Anspruch auf Anwendung 

der nach dem Stand der Wissenschaft zu fordernden, sichersten Maßnahmen zur 

möglichsten Ausschaltung oder Einschränkung bekannter Operationsgefahren.18 

27. Eine Konkretisierung der Behandlungsmöglichkeiten, welche in weiterer Folge Inhalt 

des Behandlungsvertrages werden, obliegt den beratenden und behandelnden 

Spitalsärzt:innen. Beschlüsse von sogenannten Innovationsboards oder ähnlichen 

Entscheidungsgremien der Krankenanstaltenträger können nur als reine Empfehlungen 

ausgelegt werden. Der Maßstab für eine Behandlung ist der Stand der Wissenschaft 

sowie das jeweilige Niveau des Anstaltszweckes. Steht nur eine einzelne Therapie zur 

Verfügung, so kann die/der Patient:in die Erfüllung des Vertrages verlangen. Bei der 

Auswahl mehrerer Therapien hat die/der Patient:in nur einen Anspruch auf Behandlung, 

jedoch nicht auf ein konkretes Arzneimittel. Hierbei müssen individuelle 

Patientenumstände (Allergien, Möglichkeiten der Verabreichung etc.) berücksichtigt 

werden.19  

28. Solche individuellen Patientenumstände könnten unter Umständen sehr wohl zu 

einem Anspruch auf eine konktrete Behandlung führen. Denkbar sind z.B Allergien 

gegen einzelne Bestandteile eines Medikamentes oder Ähnliches. 

29. Würde die von der/dem Ärzt:in gewählte Maßnahme hinter den in Fachkreisen 

anerkannten Behandlungsstandards bleiben, wäre dies ein Verstoß gegen die Regeln 

der medizinischen Kunst.20  

30. Auch Painsi21 unterstützt die Ansicht, dass jede/r Patient:in ein Recht auf Behandlung 

nach dem aktuellen Stand der Erkenntnise der medizinischen Wissenschaft hat. Eine 

Ablehnung muss sachlich gerechtfertigt sein. Diese sachliche Rechtfertigung liegt vor, 

wenn ein/e vom Krankenhausträger beschäftigte/r Facharzt/ärztin eine Behandlung 

nach seiner/ihrer Sachkunde und Erfahrung als nicht zielführend erachtet.  

31. Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass die Patient:innen kein Wahlrecht 

zwischen mehreren lege artis Therapien haben. Individuelle Umstände der/des 

Patienten:in können jedoch zu einem Ausschluss von Therapien führen, sodass nur 

eine einzige Therapie als lege artis Behandlung für die/den Patient:in in Frage kommt. 

Daraus würde ein Anspruch auf Behandlung mit einem konkreten Medikament  

entstehen. 

 
18 vgl RIS-Justiz RS0026368. 

19 vgl Ernst, Anspruch auf Arzneimitteltherapien in Krankenanstalten, RdM 2021/4, 144. 

20 vgl Prutsch, Die ärztliche Aufklärung, 40. 

21 vgl Painsi, Ärztlicher Behandlungsvertrag: Anspruch auf ein bestimmtes Medikament?, EvBI 2021/23–24, 
1109. 
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C. Behandlungsvertrag 

32. In dem der Bachelorarbeit zu Grunde liegenden SV, wurde das Klagsbegehren 

gegenüber der Krankenanstaltengesellschaft, nämlich den Abschluss eines 

Behandlungsvertrages und die Behandlung des Klägers, auf die Bestimmungen der §§ 

22, 23 KAKuG iVm § 133 ASVG gestützt.22 

33. Der Behandlungsvertrag begründet das Rechtsverhältnis zwischen der/dem Patient:in 

– unabhängig ob Privat- oder Kassenpatient:in – und der/dem Ärzt:in oder dem 

Krankenanstaltenträger. Der Vertrag ist privatrechtlicher Natur und Grundlage der 

ärztlichen Tätigkeit. Eine eindeutige rechtliche Einordnung in die Vertragstypen des 

ABGBs ist nicht möglich, da er sowohl Elemente eines Dienst- als auch eines 

Werkvertrages beinhaltet.23 

34. Die hM24 ist jedoch der Auffassung, dass der Verhandlungsvertrag einem freien 

Dienstvertrag entspricht. Daraus ergibt sich, dass die/der Ärzt:in die Behandlung lege 

artis (§ 1299 ABGB) schuldet, jedoch keinen Behandlungserfolg. 

35. Diese Meinung vertritt auch der OGH.25   

36. Aus dem Behandlungsvertrag ergibt sich für die/den Ärzt:in die Erbringung der 

vereinbarten Behandlung als Hauptleistungspflicht. Dabei ist anzumerken, dass die 

Bezugsgröße dynamisch funktioniert, d.h. für einen ausgebildete/n Fachärzt:in gilt als 

Umsetzungsziel ein höherer Behandlungsstandard als für eine/n Allgemeinmediziner:in.  

37. Einen Sonderfall im Bereich der Behandlungsverträge stellen 

Krankenhausbehandlungen dar. In der Praxis kommen dabei zwei parallele Verträge 

mit der/dem Patient:in zustande. Bei einer Behandlung in einem Belegspital entsteht 

zum einen der Behandlungsvertrag mit dem Belegarzt und zum anderen ein 

Krankenhausaufnahmevertrag mit dem Krankenanstaltenträger.26 

38. Daraus ergeben sich zwei Varianten: 

 

Variante 1: Ärzt:in = Angestellte/r des Krankenhauses  

 
22 vgl Akteneinsicht: unveröffentlichter Akt 10 Cg 64.   

23 vgl Neumayr, Grundlagen des Behandlungsverhältnisses zwischen Patient und Arzt, in 
Neumayr/Resch/Wallner, GmundKomm2 Einleitung ABGB (Stand 1.1.2022, rdb.at), Rz 1-3. 

24 vgl Engljähringer, Ärztlicher Behandlungsvertrag, ÖJZ 1993, 488. 

25 vgl OGH 23.05.1984, 1 Ob 550/84. 

26 vgl Neumayr, Grundlagen des Behandlungsverhältnisses zwischen Patient und Arzt, in 
Neumayr/Resch/Wallner, GmundKomm2 Einleitung ABGB (Stand 1.1.2022, rdb.at), Rz 17. 
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39. Der/die Patient:in hat gegenüber der/dem Ärzt:in einen Anspruch aus dem 

Behandlungsvertrag heraus hat, wenn dieser besteht, und kann gegenüber dem 

Krankenanstaltenträger Ansprüche aus dem ASVG und KAKuG geltend machen kann. 

In der Praxis wurden die ASVG- und KAKuG-Ansprüche primär geltend gemacht, da 

der Rechtsweg zur Durchsetzung der Ansprüche aus dem Behandlungsvertrag länger 

wäre und von den Ärzt:innen keine Behandlungsverträge aufgrund interner Weisungen 

der Krankenanstaltenträger an die Patient:innen ausgegeben wurden.  

40. In einem Krankenhaus angstellte Ärzt:innen sind Erfüllungsgehilfen des 

Krankenhausträgers mit dem der Behandlungsvertrag abgeschlossen wird.27   

41. Insgesamt betrachtet besteht zwischen die/der Patient:in und der 

Krankenanstaltengesellschaft ein Behandlungsvertrag sowie die Behandlungspflicht 

gem. § 133 ASVG iVm § 22 KAKuG. Der Krankenanstaltenträger hat mit seiner/m 

angestellte/n Ärzt:in einen Erfüllungsgehilfenvertrag.  

 

Variante 2: Ärzt:in = Belegärzt:in 

42. Als Belegärzt:in kann die/der Ärzt:in nicht als Erfüllungsgehilfe des 

Krankenanstaltenträgers angesehen werden, sodass es hier unterschiedliche Verträge 

gibt. Die/der Ärzt:in schließt mit der/dem Patient:in direkt einen Behandlungsvertrag und 

muss die Verrechnung mit dem Krankenanstaltenträger aus seinem Belegarztvertrag 

heraus regeln. Zusätzlich muss die/der Patient:in einen Krankenhausaufnahmevertrag 

mit dem Krankenanstaltenträger abschließen um Verpflegung etc. zu bekommen. Man 

müsste zuerst die/den Ärzt:in auf Einhaltung des Behandlungsvertrages klagen und 

abwarten, bis dieser die Kostenrückerstattung vom Krankenanstaltenträger zugesichert 

bekommt.  

 

D. Kontrahierungszwang 

43. Prinzipiell gilt für Verträge im Gesundheitsbereich der Grundsatz der Vertragsfreiheit 

und in diesem Sinne auch die Vertragsabschlussfreiheit. Ein Kontrahierungszwang 

besteht ausnahmsweise bei öffentlichen Krankenanstalten, diese sind gemäß § 22 Abs 

2 Bundes-KAG verpflichtet, unabweisbar Erkrankte aufzunehmen und zu behandeln. 

Ebenso unterliegen auch öffentliche Apotheken dem Kontrahierungszwang.28 

 
27 vgl Schacherreiter, ABGB-ON1.08 § 1313a, in Kletečka/Schauer (Stand 31.7.2021, rdb.at). 

28 vgl Wallner, Medizinrecht 192 ff. 



 

9 

 

44. Ein Kontrahierungszwang wird jedenfalls dort angenommen, wo einer/m 

Vertragspartner:in eine Monopolstellung zukommt und diese/r Leistungen anbietet, 

welcher ein Durchschnittsmensch normalerweise oder im Notfall bedarf. In medizinisch 

schlecht versorgten Regionen ist dieser Grundsatz für die medizinische Versorgung 

anzuwenden.29 

45. Festzuhalten ist, dass der Krankenhausträger nicht die Pflicht hat, solange (externe) 

Ärzt:innen hinzuzuziehen, bis eine von Patient:innen gewünschte alternative 

Behandlungsmethode befürwortet wird.30 

46. In der deutschen Literatur ist weiter definiert, dass sich der Kontrahierungszwang aus 

der spezifischen Charakteristika des ärztlichen Berufes determiniert. Der Arzt kann nur 

aufgrund eines sachlichen Grundes die/den Patient:in abweisen, jedoch niemals 

willkürlich ablehnen. Die freiberufliche Leistung der/des Mediziner:in liegt nicht nur im 

Interesse der/des Patient:in, sondern auch im Interesse der Allgemeinheit. Weiters 

verpflichtet sich die/der Ärzt:in durch ihren/seinen geschworenen Eid zum Dienste an 

der Menschlichkeit.31 

47. Bei Inanspruchnahme von Belegspitälern liegt ein zweiseitiger 

Krankenhausaufnahmevertrag vor. Inhalt des Vertrags mit dem Krankenhausträger sind 

einerseits die Unterbringung und die Verpflegung der Patient:innen, sowie andererseits 

medizinische Leistungen. Die zentralen ärztlichen Leistungen werden nicht vom 

Krankenhausträger geschuldet, sondern sind Grundlagen eines eigenen 

Behandlungsvertrages mit der/dem behandelnden Belegärzt/in.32 

48. Steht für die/den Patient:in nur eine einzige Behandlung zur Verfügung und weigert 

sich der Krankenhausbetreiber trotzdem einen Behandlungsvertrag abzuschließen, so 

kann die/der Patient:in auch gegen den Willen des Krankenhauses einen 

Behandlungsvertrag abschließen und somit dem Krankenhaus einen 

Kontrahierungszwang auferlegen. Dies begründet sich aus einer faktischen Übermacht, 

sowie einem sittenwidrigen Ausnutzen dieser Stellung durch Verweigerung des 

Vertragsabschlusses durch den Krankenanstaltenträger.33 

  

 
29 vgl Jesser-Huß, III. Zivilrechtliche Fragen des Arzt-Patienten-Verhältnisses, in Resch/Wallner, Handbuch 

Medizinrecht 2. Auflage (2015), Rz 39. 

30 vgl Akteneinsicht: unveröffentlichter Akt 10 Cg 64.   

31 vgl Janda, Medizinrecht 4. Auflage (2019), 124 ff. 

32 vgl Wallner, Medizinrecht, 189 ff. 

33 vgl RIS-Justiz RS0016762. 
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III. HAUPTTEIL 

 

A. Definition und Vorrausetzung 

49. Unter Einstweiligen Verfügungen (EV) versteht man gerichtliche Anordnungen, die 

künftige Zwangsvollstreckungen sichern, rechtliche Verhältnisse regeln oder eine 

vorläufige Anspruchsbefriedigung gewähren. Man unterscheidet zwischen EV zur 

Sicherung eines Anspruches auf Geldleistung (§ 379 EO) oder Individualleistungen (§ 

381 Z 1 EO) oder zur Sicherung eines Rechts bzw. Rechtsverhältnisses (§ 381 Z 2 

EO).34 

50. Die Einstweilige Verfügung dient einer schnellen Gewährung von einstweiligem 

Rechtsschutz, wenn gerichtliche Hilfe zu spät kommen würde. Genauer liegt der 

Zweck darin, eine gefährdete Partei gegen eine Veränderung des gegenwärtigen 

Zustands zu schützen, die für sie mit einem unwiederbringlichen Schaden verknüpft 

wäre.35  

51. Sowohl vor, als auch während eines Rechtsstreites, kann bei Gericht ein Antrag auf 

Einstweilige Verfügung zur Sicherung des Rechts einer Partei gestellt werden (§ 378 

Abs 1 EO). Ein möglicherweise betagter oder bedingter Anspruch der antragstellenden 

Partei (gefährdeten Partei) schadet der Zulässigkeit nicht (Abs 2). 

52. Die gefährdete Partei muss zwei Vorrausetzungen nachweisen können. Zum einen 

das Vorliegen eines ungeklärten Rechts und zum anderen ein bestehendes 

Regelungsinteresse hinsichtlich der Abwendung eines drohenden unwiederbringlichen 

Schadens. Ein solcher Schaden liegt vor, wenn ein Nachteil am Vermögen an Rechten 

oder an einer Person eingetreten ist, die Zurückversetzung in den vorigen Stand nicht 

möglich und die Leistung des Geldersatzes dem verursachten Schaden nicht völlig 

adäquat ist.36   

53. Unter der Sicherung eines Rechts bzw. Rechtsverhältnisses (§ 381 Z 2 EO), kann 

eine gesundheitliche Gefährdung als drohender unwiederbringlicher Schaden 

subsumiert werden. Ist eine medizinische Behandlung dringend indiziert und würde ein 

 
34 vgl Deixler-Hübner/Klicka, Zivilverfahren10.Auflage (2017), 382 ff. 

35 vgl Buchegger/Markowetz, Exekutionsrecht2.Auflage (2017), 323. 

36 vgl Buchegger/Markowetz, Exekutionsrecht, 333 ff. 
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Unterlassen zu einer gesundheitlichen Gefährdung führen, liegt ein unmittelbar 

drohender unwiederbringlicher Schaden iSd Norm vor.37  

54. Auch der OGH38 hielt in seinem Beschluss fest, dass eine Gefährdung von Gesundheit 

und Leben einen unwiederbringlichen Schaden iSd § 381 Z 2 EO darstellt. Der 

Schaden muss nicht schon eingetreten sein. Es reicht aus, wenn eine Aufrechterhaltung 

des gegenwärtigen Zustands zu einem unwiederbringlichen Schaden führen würde. 

55. Möglichen Einwänden hinsichtlich einer fehlenden Berücksichtigung von 

unvorhersehbaren künftigen Verschlechterungen des Gesundheitszustandes durch 

eine begonnene Behandlung und einem daraus resultierenden Behandlungsabbruch, 

ist entgegenzuhalten, dass in der beantragten Behandlung Unsicherheiten und 

Anpassungen der jeweiligen Behandlungssituation berücksichtigt sind.39  

56. Einwände hinsichtlich im Laufe der Behandlung entstehenden Kontraindikationen oder 

Komplikationen sind unzutreffend, da nur der zum Zeitpunkt des Beschlusses 

vorliegende Sachverhalt der Entscheidung zugrunde gelegt werden kann. Später 

eintreffende Umstände führen zu einem Erlöschen des Anspruches und können mittels 

Aufhebungsantrag gemäß § 399 Abs Z 2 EO geltend gemacht werden. Der Beklagte ist 

also bei einer relevanten Veränderung des Sachverhaltes zum Behandlungsabbruch 

verpflichtet.  Der Anspruch der/des Kläger:in erlöscht, sobald die Behandlung nicht mehr 

medizinisch indiziert ist.40 

57. Regelungsverfügungen gemäß § 381 Z 2 EO dürfen nach der Rsp der endgültigen 

Entscheidung in der Hauptsache vorgreifen. Ein Erlass kommt nicht in Frage, wenn 

damit eine Sachlage geschaffen wird, die im Falle eines nicht gerechtfertigen Urteils 

nicht rückgängig gemacht werden kann.41  

58. Der OGH kommt sogar zu dem Entschluss, dass die EV selbst dann zu bewilligen ist, 

wenn sie sich nur vorübergehend mit dem angestrebten Ziel des Hauptverfahrens 

deckt.42  

 

 
37 vgl Prutsch/Damitner, RdM 2021/2, 2. 

38 vgl  2 Ob 49/21a. 

39 vgl  2 Ob 49/21a. 

40 vgl 2 Ob 49/21a. 

41 vgl Buchegger/Markowetz, Exekutionsrecht, 333. 

42 vgl  2 Ob 49/21a. 
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B. Antrag und Begründung der EV 

59. Gem. § 389 EO hat die EV die genaue Parteienbezeichnung, die 

zuständigkeitsbegründenden Tatsachen, den Verfügungsgrund, die Behauptung des 

Sicherungsinteresses, ein bestimmtes Begehren sowie den Zeitraum für welche die EV 

begehrt wird, zu enthalten. 

60. Außerdem sind nach der hM im Antrag die Bescheinigungsmittel und Urkunden 

anzuführen.43 

61. Im Antrag auf Erlassung der EV zur Sicherung eines Anspruchs gegen die 

Antragsgegner auf Durchführung der Behandlung mit einem konkreten Medikament 

werden zwei Punkte begehrt, nämlich  

1. der Auftrag an die beklagte Partei, den/die Antragsteller:in ohne 

unnötigen Verzug medizinisch mit dem konkreten Medikament zu 

behandeln und 

2. die Festlegung der Gültigkeit der EV bis zum Eintritt der Rechtskraft 

der Hauptsachenentscheidung.44  

62. Die Begründung folgt den Darlegungen der gesamten vorliegenden Bachelorarbeit.  

63. Abschließend werden Personen genannt, welche auf Anforderung des Gerichts 

kurzfristig zur Einvernahme stellig gemacht werden und den Sachverhalt sowie das 

Sicherungsinteresse bescheinigen können.  

64. Der Beschluss mit dem die Einstweilige Verfügung bewilligt wird, ist ein Exekutionstitel 

und Exekutionsbewilligung in einem, sodass ein eigener Vollzugsantrag nicht notwendig 

ist und eine Vollziehung von Amts wegen erfolgt.45 

  

 
43 vgl Kodek, § 389, in Angs/Oberhammert, EO 3. Auflage, Rz 7. 

44 vgl Akteneinsicht: unveröffentlichter Akt 10 Cg 64: Schriftsatz: Antrag auf einstweilige Verfügung. 

45 vgl Buchegger/Markowetz, Exekutionsrecht, 347. 
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C. Rückführbarkeit  

65. König46 definiert eine Nichtrückführbarkeit als dann bestehend, wenn nach der 

Aufhebung der EV Beeinträchtigungen des Gegners bestehen bleiben und diese nicht 

in Geld ausgleichbar sind. Fraglich ist, ob eine EV zu bewilligen ist, wenn die gefährdete 

Partei ohne eine Durchsetzung ihres Anspruches ebenfalls unwiederbringlich 

beeinträchtigt würde. In diesem Fall hat bei Erfüllung der materiellen Voraussetzungen 

eine Interessensabwägung zu erfolgen. 

66. Der OGH47 legt in einem Rechtssatz fest, dass die Bewilligung der Einstweiligen 

Verfügung hinsichtlich der Interessensabwägung nur dann entgegengestanden wird, 

wenn der gefährdeten Partei die entsprechenden Maßnahmen eher zuzumuten sind, 

als dem Beklagten die Befolgung der Einstweiligen Verfügung.  

67. Königs Theorie unterstützt auch die neuere Rsp48, welche besagt, dass wenn eine 

Sicherungsmaßnahme notwendig ist, um eine gefährdetete Partei zu schützen, diese 

zulässig ist, wenn die Nachteile für den Gegner durch Geldersatz ausgeglichen werden 

können.  

68. Auch Painsi49 folgt der hM und führt weiter aus, dass eine Bewilligung der EV nur dann 

unzulässig ist, wenn der gefährdeten Partei die entsprechenden Maßnahmen eher 

zuzumuten sind, als dem Gegner die Befolgung.  

69. Das Gericht kann bei Bewilligung der EV eine angemessene Sicherheitsleistung 

festlegen, wenn Bedenken wegen tiefgreifender Eingriffe in die Interessen des 

Beklagten bestehen. Ob und in welcher Höhe die Sicherheit aufzuerlegen ist, ist von 

der Abwägung zwischen dem Sicherheitsbedürfnis des Klägers und der Schwere des 

Eingriffs in die Sphäre des Gegners abhängig. In diese Abwägung ist auch die 

Wahrscheinlichkeit des Nichtbestehens eines zu sichernden Anspruchs im 

Hauptverfahren einzubeziehen. Die Höhe der Wahrscheinlichkeit korreliert mit der Höhe 

der aufzuerlegenden Sicherheit.50  

70. Nichtrückführbarkeit liegt dann vor, wenn zum Zeitfaktor ein weiteres Merkmal 

hinzutritt. Zu diesen Merkmalen zählt jeder Faktor, der nach Aufhebung der EV oder 

nach Ablauf der Geltungsdauer Beeinträchtigungen des Gegners bestehen bleiben, 

 
46 vgl Prutsch/Damitner, RdM 2021/2, 2. 

47 vgl OGH 24.10.2018, 3 OB 2039/96s. 

48 vgl Buchegger/Markowetz, Exekutionsrecht, 334. 

49 vgl Painsi, EvBI 2021/23–24, 1109. 

50 vgl  2 Ob 49/21a. 
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nicht gänzlich finanziell ausgleichbar ist und durch den ein unwiederbringlicher Schaden 

im Sinne des § 381  Z 2 EO entsteht.51  

 

D. Res judicata im Provisorialverfahren  

71. 2018 hat der OGH52 dem Revisionsrekurs wegen Einstweiliger Verfügung auf 

medizinische Behandlung, im eingangs beschriebenen Fall, gegen die gefährdete 

Partei Folge gegeben, da ein neuer Antrag inklusive neuer Urkunden einen Tag nach 

abweisender Beschlussfassung eingereicht wurde. 

72. Bei der EV ist zu beachten, dass ein neuer Antrag nur bei Änderungen des Anspruchs- 

oder Gefährdungssachverhaltes gestellt werden kann. Der OGH als RekG stellte fest, 

dass der Antragsteller bescheinigen müsse, warum neue Urkunden nicht schon im 

ersten Provisorialverfahren vorgelegt wurden.53 

73. Ernst54 formulierte den Leitsatz, dass bei erneuter Antragstellung, bedingt durch neue 

Beweismittel, zu prüfen ist, ob durch diese ein neuer Sachverhalt bescheinigt wird. Erst 

auf Grundlage dessen, ist zu beurteilen, ob der EV stattgegeben werden kann. 

74. Gemäß § 378 Abs 2 EO ist eine Einstweilige Verfügung auch dann zulässig, wenn der 

Anspruch der antragstellenden/gefährdeten Partei betagt oder bedingt ist. Laut Rsp 

muss sich die EV jedoch im Rahmen des Hauptanspruchs bewegen. Ob sich ein zu 

sichernder Anspruch im Provisorialverfahren im Rahmen der Klage hält, darf bei der 

Prüfung nicht penibel ausgelegt werden. Der OGH bejaht entgegen der hL die 

Anspruchsgebundenheit bei EV gemäß § 381 Z 2.55 

75. Ein neuer Antrag auf Erlassung einer EV kann laut OGH gestellt werden, wenn es 

Änderungen im Anspruchs- oder Gefährdungssachverhalt gibt. Ein neuer 

Sicherungsantrag ist als zulässig zu erachten, wenn neue Bescheinigungsmittel 

aufgrund der Verfügbarkeit vom Antragsteller nicht rechtzeitig eingebracht werden 

konnten.56  

 
51 vgl Kodek, § 378, in Angst, EO 2. Auflage, Rz 7/3. 

52  vgl 3 Ob 169/18a. 

53 vgl Peschel, Res judicata im Provisorialverfahren, Ecolex 2019/11, 954. 

54 vgl Ernst, Einstweilige Verfügung gegen eine öffentliche KA auf Behandlung mit einem neuartigen 
Medikament?, RdM-LS 2019/2, 76. 

55 vgl Kodek, § 378 EO. Zulässigkeit., Kommentar zur EO 3.Auflage, (Stand 01.07.2015, rdb.at). 

56 vgl 7 Ob 8/14y. 
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76. Wie Ernst57 bereits mehrfach ausführt, hat der Mangel an effektiven 

Rechtschutzalternativen zur Wahl einer EV geführt.  

 

E. Behandlungsabbruch 

77. Ein Behandlungsabbruch gegen den Willen des Patienten/der Patientin, umfasst nur 

Fälle, in denen eine fortführende Behandlung medizinisch nicht indiziert und mangels 

Wirksamkeit nicht mehr erfolgsversprechend oder aussichtslos ist. Dazu zählt 

insbesondere der unaufhaltsam eingetretene Sterbeprozess, welcher durch eine 

medizinische Intervention nur verlängert werden würde.58  

78. Es ist auf BMSG vom 14.05.2001, GZ 211.063/0-VIII/D/GL/01 zu verweisen, in dem 

festgehalten wird, dass Ärzte keinesfalls verpflichtet wären, Maßnahmen zu setzen, die 

einen irreversiblen Ablauf ohne Aussicht auf einen medizinischen Erfolg nur 

hinauszögern.  

79. Wann die Grenze der Aussichtlosigkeit erreicht ist, kann nur schwer festgemacht 

werden. Zu verweisen ist hierbei auf § 16 ABGB, welcher den Rechtsanspruch auf ein 

menschenwürdiges Sterben definiert.  

80. Kerschner formuliert sachliche Kriterien, unter denen ein Behandlungsabbruch 

gerechtfertigt sei:  

1. Konkrete Todesnähe 

2. Unmöglichkeit eines menschenwürdigen Daseins 

3. Unabwendbarkeit des Sterbens 

4. Sterbeprozess ist unaufhaltsam in Gang und würde nur verlängert 

werden 

5. Ernährung dient weder der Lebensverlängerung noch der Linderung 

von Hunger und Durst 

6. Unwiederbringlicher Verlust des Bewusstseins59 

81. Die Frage, wie sich ein Behandlungsabbruch auf die EV auswirkt muss klassisch 

differenziert betrachtet werden. Wird die Behandlung aufgrund der oben genannten 

 
57 vgl Ernst, RdM-LS 2019/2, 76. 

58 vgl Memmer in Aigner/Kletecka/Kletecka-Pulker/Memmer, Handbuch Medizinrecht, 26. 

59 vgl Kerschner, Patientenrechte und Behandlungsbegrenzung (Abbruch, Patientenverfügung und 
Vorsorgevolmacht), in Resch/Wallner, Handbuch Medizinrecht 2. Auflage (2015), 186. 
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sachlichen Kriterien abgebrochen, so kommt es gleichzeitig zu einem Wegfallen des 

Regelungsinteresses hinsichtlich der Abwendung eines drohenden unwiederbringlichen 

Schadens (§ 399 Abs 1 Z 2 EO). Folglich sind die Voraussetzungen für die EV nicht 

mehr gegeben und diese ist nicht mehr exekutierbar. 

82. Wird der Behandlungsabbruch oder gar ein Nicht-Einhalten der EV aus anderen, nicht 

medizinischen Gründen vollzogen, so ist diese nach der EO zu exekutieren. Dabei 

könnte der finanzielle Wert der Behandlung eingezogen werden, um die Behandlung in 

einem anderen Krankenhaus finanzieren zu können. 

83. Gemäß § 353 Abs 1 EO könnte das Gericht den Gläubiger auf Antrag ermächtigen, die 

Behandlung auf Kosten der geklagten Krankenversicherungsanstalt in einem anderen 

Krankenhaus vornehmen zu lassen. Im Zuge dessen ist auch eine Vorauszahlung der 

Kosten aufzutragen. 

84. Art 2 Abs 1 Z 4 PersFrSchG erlaubt Eingriffe in das Recht auf persönliche Freiheit zur 

Erzwingung der Befolgung einer rechtmäßigen Gerichtsentscheidung oder Erfüllung 

einer gesetzlichen Verpflichtung. Die Beugehaft nach § 5 VVG wird dem in dieser Ziffer 

vorgesehenen zulässigen Haftgrund zugeordnet.60  

85. In Verbindung mit § 354 EO kann das Gericht eine Beugehaft über den Beklagten 

solange verhängen, bis dieser die Behandlung des Klägers beauftragt, längstens jedoch 

12 Monate. 

 

F. Kritik am Meinungsstand  

86. Offen bleibt für mich als Autorin die Frage, ob sich die EV nur auf gewisse 

Behandlungsziele bzw. Medikamentenarten beziehen darf. In dem zugrunde 

liegenden Fall war es sehr eindeutig, dass das einzig zur Verfügung stehende 

Medikament nahezu lebensrettend für den Patient sein wird und daher seinem 

Anspruch jedenfalls Folge zu leisten ist. 

87. Fraglich ist, ob eine EV zum Beispiel auch genutzt werden kann, um ein totbringendes 

Medikament (bsw. Natrium-Pentobarbital) zur Beschleunigung einer passiven 

Sterbehilfe zu erwirken. Natürlich müssten hier Faktoren vorliegen, die eine palliative 

Behandlung (oberstes Prinzip ist die Schmerzlinderung und Behandlung von Atemnot 

 
60 VfGH 7.10.2020, G 164/2020, NLMR 2020, 525. 



 

17 

 

sowie Angst)61 nicht mehr ermöglichen bzw. nicht mehr im tragbaren Interesse der/des 

Patient:in sind. Das Gedankenspiel ist eher unwahrscheinlich, aber von juristischem 

Interesse. Bzgl. der Unwahrscheinlichkeit ist hinzuzufügen, dass dies eine 

Momentaufnahme ist, welche durch den weiter verschärfenden Palliativ-Betten-Mangel 

durchaus an Relevanz gewinnen könnte. Wenn ein/e Patient:in aus 

Ressourcengründen nicht mehr palliativ versorgt werden kann und die 

Voraussetzungen des Sterbeverfügungsgesetz (StVfG) nicht schnell genug erfüllt 

werden können, könnte das Gedankenspiel an Brisanz gewinnen.  

88. Außerdem ist offen, wie sich eine EV gestaltet, wenn zwei medizinisch-gleichwertige 

Medikamente für die/den Patient:in in Frage kommen. Logischerweise müssten dann 

wirtschaftliche Faktoren als sekundäre Entscheidungsinstrumente nach den 

medizinischen Überlegungen herangezogen werden.  

  

 
61 vgl DocCheck Flexikon, Palloativmedizin, 

https://flexikon.doccheck.com/de/Palliativmedizin#Ziele_der_Palliativmedizin, (Stand 04.06.2022). 
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IV. FAZIT UND AUSBLICK 

 

89. Zusammenfassend kann betont werden, dass mit der Angelegenheit Georg P. gegen 

die steirische Landeskrankenanstaltengesellschaft und der damit verbundenen 

erstmaligen Bewilligung einer EV zur Sicherung einer medizinischen Behandlung, ein 

Präzidenzfall sondergleichen geschaffen wurde.  

90. Juristisch gesehen wurde der Weg geebnet, um dringend notwendige Behandlungen 

und die damit verbundenen Behandlungsverträge auf dem Gerichtsweg erwirken zu 

können. Bedauerlich ist, dass es in einem so hoch entwickelten Land wie Österreich 

notwendig ist, Ansprüche zugunsten des höchsten Gutes, nämlich unserer Gesundheit, 

prozessual durchsetzen zu müssen.  

91. Verfolgt man die aktuellen Berichterstattungen hinsichtlich der steigenden Ausgaben für 

Medikamente und Behandlungen, sowie der steigenden Forschungskosten der 

Pharmaindustrie und den damit verbundenen Preissteigerungen, so ist zu befürchten, 

dass Krankenanstaltengesellschaften unter den aktuellen Umständen nicht mehr in der 

Lage sein werden, die notwendigen Ausgaben tragen zu können.  

92. Laut Probst, dem ehemaligen Generaldirektor des Hauptverbands der 

Sozialversicherungsträger, „stellen steigende Arzneimittelkosten auch für das 

heimische Gesundheitssystem eine zunehmende Herausforderung dar. 2018 gaben 

die österreichischen Sozialversicherungsträger rund € 3,64 Mrd für Arzneimittel aus. 

Besonders einzelne hochpreisige Präparate wie Hepatitis-C-Therapien, Onkologika 

oder sogenannte Orphan Drugs – also Arzneimittel zur Behandlung bestimmter seltener 

Krankheiten – ließen die Kosten in den vergangenen Jahren deutlich steigen.“62  

93. Dem Gegenüber steht der Bericht „Innovative Therapien von seltenen Erkrankungen 

bringen einen hohen Mehrwert“ des Verbandes der pharmazeutischen Industrie 

Östererreichs (PHARMIG)63 mit der Analyse, dass die Gesamtausgabe für Arzneimittel 

in Österreich seit 2007 stabil bei 12-13% der Gesundheitsausgaben liegen.   

94. Dieses Bild lässt die Folgerung zu, dass vor allem Patient:innen mit seltenen 

Erkrankungen oder aus dem onkologischen Erkrankungsspektrum zunehmend 

 
62 Pehm, Zusammenfassung Fallstudie zum zivilrechtlichen Schutz bei überhöhten Arzneimittelpreisen, 

https://elibrary.verlagoesterreich.at/article/10.33196/jbl202107043301 Stand (05.06.2022) 

63 vgl Pharmig, Factsheet_Innovative Therapien von seltenen Erkrankungen bringen einen hohen Mehrwert 
(2019), 2  
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weniger Zugang zu den Behandlungen haben werden. Die These beruht auf den 

Fakten, dass zum einen die Behandlungskosten steigen, aber das zur Verfügung 

stehende Budget gleichbleibend ist. Es ist nicht davon auszugehen, dass die Anzahl 

der onkologischen oder Patient:innen mit seltenen Erkrankungen dermaßen sinkt, dass 

die Steigung der Behandlungskosten mit den konstanten Gesundheitsausgaben 

ausgeglichen bleibt. Ganz im Gegenteil stehen immer öfter Patient:innen innovative 

Behandlungen aus Kostengründen nicht zur Verfügung, wie auch im eingangs 

erwähnten Fall. Diese Folgerung stützt auch die Studie der EURORDIS64 Access 

Campaign, country results, 2016, welche veröffentlichte, dass 24,4% der Patient:innen 

mit seltenen Erkrankungen die unzureichende Erstattung von Behandlungskosten als 

Therapiehindernis sehen.  

95. Natürlich steht den unbehandelten Patient:innen der Rechtsweg offen, jedoch wird 

dieser aufgrund des Prozessrisikos, Anwaltskosten etc., nur einem gewissen Teil der 

Gesellschaft tatsächlich möglich sein. Das wird dazu führen, dass sich die 

Zweiklassenmedizin noch weiter verschärfen wird.  

96. Ich würde mir wünschen, dass die durch die EV entstandene eindeutige Rechtslage 

genutzt wird, um das Finanzierungssystem von teuren Medikamenten, vor allem im 

Bereich orphan drugs und Innovationsmedizin überdacht und neu konstruiert wird. 

Länder im skandinavischen Raum leben bereits vor, wie eine Lösung aussehen könnte, 

ohne das Patient:innen den Rechtsweg beschreiten müssen, um die ihnen zustehende 

Behandlung zu bekommen und damit ihr Recht auf Leben gewahrt wird.  
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